


der transformationsbedingten Anpassungsschwie­
rigkeiten beigetragen. Die Tätigkeitsbereiche von 
beschäftigungsfördernden Maßnahmen erstrecken 
sich dabei teilweise auch auf Branchen, in denen 
eine starke Konkurrenz zu privatwirtschaftlichen 
Unternehmen besteht. 

Die daraus resultierende Gefahr von Verdrän­
gungseffekten im privatwirtschaftlichen Bereich 
wurde bislang weitgehend billigend in Kauf ge­
nommen. Dahinter verbirgt sich die Hoffnung, daß 
der nach der Wende entstandene Zweite Arbeits­
markt früher oder später wieder überflüssig wird 
und sich damit von selbst auflöst. Statt dessen 
zeichnet sich jedoch inzwischen eher eine Tendenz 
zur Verfestigung der als Übergangshilfe gedachten 
Strukturen ab. Die Ursache dafür liegt nicht zuletzt 
in der Existenz der geschaffenen Strukturen selbst. 
Diese tragen dazu bei, die eigentlich angestrebte 
Entstehung von privatwirtschaftlichen Unterneh­
men und der damit verbundenen Arbeitsplätze 
ernsthaft zu behindern. Eine zunehmende Bedeu­
tung erlangt daher die Frage, wie solchen Beein­
trächtigungen zukünftig entgegengewirkt werden 
kann. 

Zu wenig Wettbewerb um beschäftigungspoli­

tische Maßnahmen 

Trotz der geschilderten Verdrängungseffekte 
wird aus sozialpolitischen Gründen auch weiterhin 
die Notwendigkeit bestehen, bestimmte Personen­
gruppen gezielt durch beschäftigungspolitische 
Maßnahmen in das Erwerbsleben zu integrieren. 
Doch auch dann stellt sich das Problem, wie die 
auftretenden Yerdrängungseffekte reduziert wer­
den können und wie ein wirtschaftlicher Einsatz 
der vorhandenen Mittel zu erzielen ist. Ein wichti­
ger Ansatzpunkt dazu besteht in der Möglichkeit, 
die Durchführung von beschäftigungspolitischen 
Maßnahmen im Anschluß an eine öffentliche Aus­
schreibung zu vergeben. Durch den Zu chlag an 
den kostengünstigsten Anbieter ist intendiert, das 
Risiko von überhöhten Maßnahmekosten weitge­
hend auszuschließen. Aus diesem Grund ist die 
Vergabe von beschäftigungsfördernden Maßnah­
men in den Bestimmungen zum Arbeitsförde­
rungsgesetz als Regelfall vorgesehen.28 

28 * 8 Abs. 4 ABM-Anordnung: § 249 h Abs. 3 AFG. § 3
Abs. 2 A Lohnkostenwschüssc Ost. 
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An dem Wettbewerb um eine ausgeschriebene 
Maßnahme können sich privatwirtschaftliche Un­
ternehmen beteiligen. Sie haben die Möglichkeit, 
ihr Fach- und Führungspersonal bei der fachlichen 
Anleitung der Maßnahmeteilnehmer einzusetzen 
und die dafür entstehenden Kosten sowie die übri­
gen anfallenden Sachkosten in Rechnung zu stel­
len. 

Im Gegensatz zur Vergabe von beschäftigungs­
fördernden Maßnahmen schließt die unter be­
stimmten Voraussetzungen ebenfalls mögliche 
Durchführung in eigener Regie des Trägers die Ein­
beziehung von privatwirtschaftlichen Unterneh­
men grundsätzlich aus. Durch den fehlenden Wett­
bewerb wird die wirksame Kontrolle eines effizi­
enten Mitteleinsatzes stark erschwert. Die Be­
stimmungen zum Arbeitsförderungsgesetz sehen 
daher vor, Maßnahmen in Regie des Trägers nur in 
Ausnahmefällen zuzulassen. 

Entgegen den Verwaltungsvorgaben wird von 
der Vergabe bislang nur sehr eingeschränkt Ge­
brauch gemacht. Dies gilt vor allem im Bereich der 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, wohingegen im 
Rahmen der Lohnkostenzuschüsse zumindest in 
Teilbereichen deutlich höhere Vergabeanteile rea­
lisiert werden. So sind nur 0,6 vH der Beschäftig­
ten in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bei privat­
wirtschaftlichen Unternehmen angestellt (vgl. Ta­
bei le 1 ). Die überwiegende Mehrheit arbeitet also 
in Regie-Maßnahmen. Dabei ist mehr als die 
Hälfte der ABM-Beschäftigten Ostdeutschlands in 
gewerblichen Bereichen tätig,29 die potentiell auch
über Vergabe-Maßnahmen abgedeckt werden 
könnten. 

In Maßnahmen nach LKZ-Ost sind dagegen 
immerhin 31 vH der darin Beschäftigten im Rah­
men einer Vergabedurchführung tätig. Dieser rela­
tiv hohe Anteil beinhaltet allerdings auch die Ver­
gabe an ABS-Gesellschaften (Gesellschaften zur 
Arbeitsförderung, Beschäftigung und Strukturent­
wicklung). ABS-Gesellschaften sind in Ostdeutsch­
land als Auffang-, Beschäftigungs- und Qualifizie­
rungsorganisationen gegründet worden und haben 
kein typisches privatwirtschaftlich orientiertes 
Profil. Zudem erfolgt die Finanzierung ihres Ver-

29 Dazu gehören: Landwirtschaft, Garten- und Landschafls­
bau. Verkehrswesen, Bau-, Industrie- und Freizeitgelände­
erschließung, Hochbau. 
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die Wirksamkeit dieser Möglichkeit bedarf aller­

dings noch einer eingehenderen Untersuchung. 

Hemmnisse fiir die Vergabedurchführung 

Die geringe Durchsetzung der in den Verwal­

tungsvorschriften geforderten Vergabedurchfüh­

rung weist darauf hin, daß eine Maßnahmenge­

staltung in eigener Regie für die Entscheidungsträ­

ger (Träger der Maßnahme, Arbeitsverwaltung) 

vorteilhaft ist. Die Entscheidung, ob die Maß­

nahme in eigener Regie oder in Vergabe stattfin­

det, wird vom Träger bei der Beantragung der 

Maßnahme getroffen. Die Anträge bedürfen der 

Genehmigung durch die Arbeitsverwaltung. 

Ein Hauptgrund für die geringe Neigung der 

Träger zu der Vergabe-Konstruktion liegt in zu­

sätzlichen Ausgaben, die nicht zuschußfähig sind. 

Diese entstehen durch die vorgeschriebene öffent­

liche Ausschreibung. Eine Vergabe verlangt zu­

dem einen intensiven Koordinierungsaufwand und 

einen langfristigen Planungsvorlauf. Im Gegensatz 

dazu kann eine Regiemaßnahme vom Träger sehr 

kurzfristig geplant und durchgeführt werden. 

Auch setzt bei einer Vergabe die Umsatzsteu­

erpflicht für das ausführende Unternehmen ein. 

Gebietskörperschaften als Träger sind nicht vor­

steuerabzugsberechtigt und haben daher die Um­

satzsteuer zu finanzieren. Liegt die Trägerschaft 

bei einer ABS-Gesellschaft, entfällt die Umsatz­

steuerpflicht unter der Bedingung, daß keine un­

ternehmerische Tätigkeit vorliegt. Die Finanzbe­

hörde geht von diesem Fall aus, solange keine 

realen Zahlungsströme von dem späteren Eigentü­

mer der zu produzierenden Leistung (z.B. Kom­

mune) an die ABS-Gesellschaft fließen. Der benö­

tigte Eigenanteil des Trägers wird über Sachlei­

stungen, wie z.B. über Aufenthaltsräume, Arbeits­

geräte und Material, erbracht, die von dem späte­

ren Eigentümer zur Verfügung gestellt werden.30

Die Arbeitsverwaltung ihrerseits muß aus der 

Begründung des Antragstellers für eine Regiemaß­

nahme und aus dessen Beschreibung des Maßnah­

meninhalts die Eignung zur Vergabe an ein priva­

tes Wirtschaftsunternehmen bewerten. Wesentlich 

bei der Entscheidungsfindung ist das Ermessen der 

Bearbeiter. 

JO Ygi. <laJU Schaubild. 
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Die Entscheidung der Arbeitsverwaltung fällt, 

wie aus den bisher realisierten Vergabe-Anteilen 

hervorgeht, für eine Durchführung der Maßnahme 

direkt beim Träger. Damit steht die praktische 

Umsetzung im Widerspruch zu den Verwaltungs­

vorschriften. Das Argument, daß privatwirtschaft­

liche Unternehmen nicht bereit seien, Vergabe­

Maßnahmen durchzuführen, muß daher auch stark 

relativiert werden. 

Das Beispiel Garten- und Landschaftsbau 

Ein besonders augenfälliges Beispiel für die 

beschriebenen Verdrängungseffekte und Wettbe­

werbsverzerrungen liefert die Branche Garten- und 

Landschaftsbau. Bereits ein einfacher Vergleich 

der Anzahl von subventionierten Beschäftigten mit 

der Zahl der Arbeitnehmer im privatwirtschaftli­

chen Sektor gibt einen ersten Einblick in das Pro­

blempotentiat.31 

Im Bereich Garten- und Landschaftsbau sind in 

Ostdeutschland in ABM 85.000 und in Maßnah­

men nach § 249 h AFG 25.000 Arbeitnehmer32 

durch Lohnsubventionen beschäftigt. Zusammen 

umfaßt der öffentlich subventionierte Arbeitsmarkt 

in diesem Tätigkeitsbereich ca. 1 10.000 Beschäf­

tigte. 

Im privatwirtschaftlichen Sektor dagegen sind 

in dieser Branche nur 13.600 gewerbliche Be­

schäftigte33 tätig. Das entspricht einem Verhältnis 

von 1 : 8 der gewerblichen Arbeitnehmer im pri­

vatwirtschaftlichen Sektor zu den subventionierten 

Arbeitsplätzen der Bundesanstalt für Arbeit im 

Garten- und Landschaftsbau. 

Die überproportionale Ausprägung des öffent­

lich subventinierten Arbeitsmarktes in dieser Bran­

che ist ein Hinweis auf vorhandene Verdrängungs­

effekte im privatwirtschaftlichen Bereich. Der 

Anteil der ABM-Beschäftigten, der im Rahmen 

von Vergabe-Maßnahmen tätig ist, beträgt im Be-

31 Verglichen werden hierbei die direkt von der Bundesanstalt 
für Arbeit geförderten Arbeitnehmer ohne Verwaltungs­
und Führungskräfte mit den regulären gewerblichen Be­
schäftigten ohne Verwaltungskräfte, Führungskräfte und 
Auszubildenden der privatwirtschaftlichen Unternehmen in 
tätigkeitsäquivalenten Bereichen. 

32 Vgl.: WOLFINGER, C.: IAB Kurzbericht Nr. 2/1995, 
Berechnungen des IWH. 

33 Jahresdurchschnitt 1994, Angaben des Bundesverbandes 
Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau. 
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Der Einsatz der arbeitsmarktpolitischen Instru­

mente im gewerblich produzierenden Bereich 

würde sich auf die öffentlich als sinnvoll einge­

schätzten, leistungsorientierten Maßnahmen kon­

zentrieren. 

aufgrund fehlender Alternativen noch nicht ge­

lingt, geht es um eine Schadensbegrenzung für den 

privatwirtschaftlichen Sektor in Form einer Betei­

ligung an der Durchführung von öffentlich sub­

ventionierten Beschäftigungsprogrammen. 

Man sollte jedoch nicht vergessen, daß nach 

wie vor der Abbau des subventionierten Arbeits­

marktes im Blickpunkt stehen sollte. So lange das 

Birgit Schultz. 

Übersicht 

Rechtsverhältnisse und Durchführung 

von Regie- und Vergabe-Maßnahmen 

aus Mitteln der Bundesanstalt für Arbeit 

Die von der Bundesanstalt für Arbeit subventionierten Beschäftigungsprogramme für 

Ostdeutschland bestehen zum einen aus Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) und zum 

anderen aus Lohnkostenzuschüssen (LKZ-Ost). Beide Formen können jeweils „in Regie" 

oder „in Vergabe" durchgeführt werden. Die Durchführungsart beschreibt die Beziehung 

zwischen dem Träger einer Beschäftigungsmaßnahme und dem ausführenden Arbeitgeber. 

Der Träger ist die Einrichtung bzw. Institution, die für die Maßnahme verantwortlich ist 

und Eigentumsrechte an den erbrachten Leistungen hat. Der Arbeitgeber schließt mit den 

vom Arbeitsamt zugewiesenen Arbeitslosen befristete Arbeitsverträge ab, übernimmt alle 

Arbeitgeberpflichten und ist weisungsberechtigt bei der praktischen Durchführung der 

Tätigkeiten. Der Träger beantragt bei der Arbeitsverwaltung die Zahlung von Lohn- und 

Sachkostenzuschüssen. Die Gewährung von Subventionen durch das Arbeitsamt erfolgt 

unter der Auflage, Arbeitslose einzustellen. 

1. Regiemaßnahmen (vgl. Schaubild)

Man spricht von Maßnahmen in eigener Regie, wenn der Träger gleichzeitig als Ar­

beitgeber auftritt und die Leistungen unter eigener Anleitung erstellen läßt. Der Träger ist 

typischerweise eine öffentliche oder gemeinnützige Institution (z.B. Kommunalverwal­

tung). 

2. Regiemaßnahmen unter Einschaltung einer ABS-Gesellschaft (vgl. Schaubild)

Einen Spezialfall stellt hierbei die Durchführung in eigener Regie über eine ABS-Ge­

sellschaft (Gesellschaft zur Arbeitsförderung, Beschäftigung und Strukturentwicklung) 

dar. Hier schließt der Auftraggeber mit einer ABS-Gesellschaft einen Geschäftsbesor­

gungsvertrag ab, die ihrerseits als Träger und Arbeitgeber gegenüber der Arbeitsverwal­

tung auftritt. 
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